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Wien, am 14. April 1998 
GZ 61 1450/3-Präs.1/98 

Betrifft: Entwurf einer 22. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz; 
Stellungnahme des Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales, ZI. 20.800/1-11/98, vom 27. Feburar 1998, mit dem der 
Entwurf einer 22. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz übermittelt wurde, 
erlaubt sich das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie in der Beilage 
25 Ausfertigungen der Stellungnahme zum ggstl. Entwurf zur gefälligen 
Kenntnisnahme zu übermitteln. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

cJ-dY 

Für den Bundesminister: 

Navratil 
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Wien, am 14. April 1998 
GZ 61 1450/3-Präs.1/98 

Betrifft: Entwurf einer 22. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz; 
Stellungnahme des Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben, ZI. 20.800/1-11/98, vom 27. Februar 1998, 
mit dem der Entwurf einer 22. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz mit 
dem Ersuchen um Stellungnahme übermittelt wurde, teilt das Bundesministerium für 
Umwelt, Jugend und Familie folgendes mit: 

Zu Z 6 und 28 (§§ 80 Abs. 5 sowie 182 Z 4 und 5 BSVG) - Aufrechnung von 
Kostenanteilen der Versicherten mit Pensionsauszahlungen 
Die Aufweichung des derzeit für die Versicherten in Leistungssachen vorgesehenen 
Schutzes wird als bedenklich angesehen, auch wenn diese Aufrechnung ohne 
Bescheid auf die in den letzten vier Monaten angefallenen Kostenanteile begrenzt 
sein soll. 

Die Aufrechnung ohne Bescheiderlassung mag zwar zur Verwaltungsvereinfachung 
führen, kann aber unter Umständen insbesondere bei Beziehern von 
Niedrigstpensionen Härtefälle zur Folge haben - z.B. Sinken der Pension unter den 
Ausgleichszulagenrichtsatz bzw. Entfall der gesamten Pension ohne vorherige 
Möglichkeit der Rechtsmittelerhebung bei einer zu Unrecht aufgerechneten Leistung. 
Es wird daher ersucht, die vorgeschlagene Regelung nochmals zu überdenken. 

Zu §§ 97 Abs. 8, 99 und 99 a - Teilzeitbeihilfe: 
Unter Bezugnahme auf das VfGH-Erkenntnis vom 10. Dezember 1997, G 130/96, 
wird gefordert, die Bestimmungen im BSVG entsprechend anzupassen und Vätern 
möglichst rasch den Zugang zur Teilzeitbeihilfe zu ermöglichen. Weiters wäre - wie 
nach dem Karenzgeldgesetz - auch die Möglichkeit der Teilung der Kinderbetreuung 
zwischen den Eltern und somit ein Leistungsbezug bis zum 2. Geburtstag des 
Kindes vorzusehen. 
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Diese Teilungsmöglichkeit sollte nicht nur beim Bezug von Teilzeitbeihilfe zwischen 
Bauern bestehen, sondern auch auf außerhalb der Land- und Forstwirtschaft tätige 
Partner Rücksicht nehmen. 

Teilzeitbeihilfe nach dem BSVG wäre daher nicht nur im Anschluß an Betriebshilfe 
(im § 99 Abs. 3 wird auf § 98 b (?) verwiesen) bzw. Teilzeitbeihilfe nach BSVG zu 
gewähren, sondern auch im Anschluß an den Karenzgeldbezug nach österr. 
Rechtsvorschriften bzw. den Bezug von Teilzeitbeihilfe nach dem Karenzgeldgesetz 
(für auslaufende Fälle nach dem AIVG) bzw. nach dem GSVG. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem Präsidium des Nationalrates 
übermittelt. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Für den Bundesminister: 

Navratil 
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